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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Der Bundestag hat in der vergangenen 

Sitzungswoche das „Starke-Familien-

Gesetz“ mit breiter Mehrheit 

verabschiedet. Das bedeutet eine bessere 

finanzielle Unterstützung vor allem für 

junge Familien. Wir wollen diejenigen 

entlasten, die fleißig jeden Tag zur Arbeit 

gehen, denn das sind die Leistungsträger unserer Gesellschaft.  

Dafür werden wir bis 2021 mehr als eine Milliarde Euro zusätzlich in die Hand nehmen. 

Wir werden den Kinderzuschlag erhöhen und so verändern, dass sich Leistung wieder 

lohnt. Wer sich anstrengt und mehr verdient, darf künftig eine größere Summe für sich 

behalten. Für Kinder von Alleinerziehenden werden Unterhaltszahlungen und 

Unterhaltsvorschuss nicht mehr komplett auf den Kinderzuschlag angerechnet. Auch die 

gesellschaftliche Teilhabe für Kinder aus Familien mit geringem Einkommen oder im 

Leistungsbezug verbessern wir. Es gibt mehr Geld für das Schulstarterpaket und der 

finanzielle Eigenanteil für das gemeinschaftliche Mittagessen in der Schule entfällt.  

Ferner wird zum 1. August 2019 das sogenannte Bildungs- und Teilhabepaket verbessert: 

Das Schulstarterpaket steigt von 100 Euro auf 150 Euro und in den Folgejahren 

entsprechend der Steigerung der Regelsätze. Die monatliche Teilhabeleistung steigt von 

zehn Euro auf 15 Euro, damit können die Kinder und Jugendlichen zum Beispiel den 

Beitrag für Musik- und Sportvereine leichter bezahlen. 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 

 

 
 

   
 

 

Meine Plenarreden im 
Deutschen Bundestag können 
Sie sich bequem auf meiner 
Webseite anschauen:  
 
https://www.sebastianbrehm.de
/5_18_Plenarreden.html 

https://www.sebastianbrehm.de/5_18_Plenarreden.html
https://www.sebastianbrehm.de/5_18_Plenarreden.html
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REGIERUNGSERKLÄRUNG  

Dobrindt: „Wir haben allen Grund, stolz auf dieses 

Europa zu sein“ 
 

Zum Europäischen Rat am 21./22. März in Brüssel hat Bundeskanzlerin Angela Merkel 
zuvor im Deutschen Bundestag eine Regierungserklärung abgegeben. Der Vorsitzende der 
CSU im Bundestag, Alexander Dobrindt, sprach ebenfalls zur Zukunft der EU – vor dem 
Hintergrund des ungeklärten Brexit in den Großbritannien. 
 

 
 

Am Donnerstag hat Bundeskanzlerin Angela Merkel im Bundestag eine 
Regierungserklärung zum Europäischen Rat abgegeben. In der anschließenden Debatte 
sprach der Vorsitzende der CSU im Bundestag, Alexander Dobrindt, zur Zukunft der EU. 

"Ja, der Brexit ist in der Tat ein Warnschuss, ein Warnschuss aber nicht nur für die 
nationalen Staaten, sondern auch für die Europäische Union selbst", so Dobrindt. Die 
Briten würden die EU nicht wegen zu wenig Institutionen, zu wenig Umverteilung, zu 
wenig Regulierung oder zu wenig Kompetenzen verlassen. "Nein, sie verlassen die EU, 
weil sie das Gefühl haben, dass Brüssel ihnen mehr nimmt als es ihnen gibt. Dieses Gefühl 
ist aber falsch", betonte der Landesgruppenvorsitzende. Und dabei stehe er auf der Seite 
der jungen Generation in England, die bei den demokratischen Wahlen anders entschieden 
hätten als die Mehrheit. 

 

© picture alliance/Screenshot Video 
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Lust an Europa größer als Angst vor EU-Austritt 

 

"Es war gerade die junge Generation, die für einen Verbleib und eine Zukunft in der 

Europäischen Union gestimmt hat und unsere Aufgabe ist es auch, genau an diese junge 

Generation die Botschaft zu schicken: Wir wollen Euch weiter haben, wir wollen engste 

Zusammenarbeit, wir wollen Zukunft mit Euch gemeinsam gestalten", sagte Dobrindt.  

 

Der Vorsitzende der CSU im Bundestag wies daraufhin, dass man den Zusammenhalt und 

seine Vorteile in den Vordergrund stellen müsse und nicht die Nachteile des Austritts aus 

der Europäischen Union. Die Lust an Europa müsse doch größer sein als die Angst vor 

einem Austritt aus der EU. Und deswegen sei auch klar, dass wenn es zu einem 

Austrittsabkommen mit Großbritannien kommen sollte, die Arbeit nicht ende, sondern erst 

beginne. "Der Umgang mit dem Brexit genauso wie der Ausgang der Europawahl im Jahr 

2019 entscheidet über das Schicksal Europas", betonte Dobrindt.  

 

Frieden und Wohlstand für die Zukunft verteidigen 

 

"Wir wollen natürlich eine Europäische Union haben, die Frage ist, wie wir diese 

Europäische Union gestalten, wie wir sie fit machen für die aktuellen Herausforderungen, 

die anders als in der Vergangenheit gar nicht so sehr von innen heraus als Auftrag gestellt 

werden, sondern die heute wesentlich mehr von außen kommen", sagte Dobrindt. Durch 

die Handelskonflikte, durch den verschärften Wettbewerb, durch den Migrationsdruck 

gehe es weniger um die Frage, wie innerhalb der EU Frieden und Wohlstand geschaffen 

werden könne, sondern darum, wie Frieden und Wohlstand für die Zukunft verteidigt 

werden könnten.  

 

Dobrindt betonte, dass Europa eine Wertegemeinschaft sei. "Ich glaube, wir dürfen die 

emotionale Seite Europas schlichtweg nicht den Radikalen überlassen. Wir haben allen 

Grund, stolz auf dieses Europa zu sein. Wir haben einen Kontinent des Krieges zu einem 

Kontinent des Friedens und der Freiheit entwickelt auf Basis gemeinsam christlich-

abendländischer Werte", so Dobrindt. Das sei auch der Auftrag für die Zukunft: Diese 

Wertegemeinschaft nicht als Zweckbündnis zu verstehen, sondern als gemeinsamen 

Kulturraum, der sich weiterentwickeln wolle.   
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BUNDESWEHR  

Weltweit 17 Einsätze mit mehr als 3.000 Soldaten 
Vier Bundeswehrmandate wurden in der vergangenen Sitzungswoche im Bundestag 
verlängert. Seit 18 Jahren ist Deutschland in Afghanistan im Einsatz. Obwohl sich die 
Situation im Land verbessert hat, wäre ein Abzug der Bundeswehr ein falsches Zeichen. 
Auch im Mittelmeer und in Afrika leisten deutsche Soldaten ihren Beitrag in 
verschiedenen Missionen. 
 

 
 
 
Der Bundestag hat am Donnerstag über die Verlängerung von vier Bundeswehrmandaten 
in Afghanistan, Darfur, dem Südsudan und im Mittelmeer entschieden. Die CSU im 
Bundestag unterstützt alle genannten Mandate. 
 
„Unsere Bundeswehr ist weltweit in 17 Einsätzen unterwegs. Mit mehr als 3.000 Soldaten 
sichern wir in den verschiedenen Erdteilen den Frieden oder leisten humanitäre Hilfe“, 
verdeutlichte Alois Karl (CSU) im Plenum. Unter anderen seien Soldaten in Afghanistan 
und Syrien im militärischen Einsatz, beteiligten sich an der Auf- und Ausrüstung der 
Polizei im Irak und leisten wichtige Hilfe im Südsudan. Der Schutz der Seewege, 
insbesondere am Horn von Afrika im Rahmen der Operation Atalanta ist eine weitere 
Facette.  
 
Der Schutz der Seewege im Mittelmeer, um Waffenschmuggel zu unterbinden und Piraten 
abzuschrecken, sei unverzichtbar, betonte Alois Karl. „Sea Guardian leistet 
Seeraumüberwachung, erstellt Lagebilder und sichert den maritimen Schiffsverkehr“, so 
Karl. Deutschland sei eine Exportnation. Ein Viertel der gesamten Öltransporte der Welt 
gehe über das Mittelmeer sowie ein Drittel aller auf dem Seeweg transportierten Güter. 

© Bundeswehr/FschSpezZg-26 
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Der Einsatz sei ein Erfolg, so Karl, denn terroristische Übergriffe oder Überfälle seien bisher 
ausgeblieben.  
 
Es ist noch ein weiter Weg für Afghanistan 
 
Bereits deutlich länger als im Mittelmeer ist die Bundeswehr in Afghanistan im Einsatz, 
nämlich seit 2001. „18 Jahre sind eine lange Zeit, und nicht wenige fragen sich, ob der 
Einsatz unserer Soldatinnen und Soldaten dort noch notwendig ist“, so Thomas Erndl 
(CSU) im Bundestag. 
 
„Mit ISAF und der Resolute Support Mission sind Fortschritte erzielt worden. Von 
afghanischem Boden geht für unser Land, für unsere Verbündeten und die Region dort 
keine Bedrohung aus“, so Erndl, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss. Es entstünden vor 
Ort Perspektiven für junge Menschen, sie müssten nicht den Weg nach Europa suchen. 
„Stabile Verhältnisse, Perspektiven vor Ort kann es aber nur geben, wenn die 
Sicherheitslage passt“, betonte Erndl. Gerade jetzt hätte ein Abzug der Bundeswehr oder 
anderer Truppen verheerende Folgen, denn erreichten Fortschritte würden zunichte 
gemacht. „Auch wenn es noch ein weiter Weg für Afghanistan ist: Wir werden im Rahmen 
des vernetzten Ansatzes weiter unterstützen“, so Erndl.  
 
In Darfur, an der Mission UNAMID, beteiligt sich Deutschland mit drei Soldaten, fünf 
Polizisten und weiteren zivilen Kräften, die Mission UNMISS im Südsudan wird mit 14 
Soldaten unterstützt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.cducsu.de/themen/mehr-personal-schnellere-verfahren
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INTERVIEW BAMS 

Dobrindt: „Öko muss mehr wie Schwarzenegger sein“ 
 
Nachhaltigkeit gelingt mit Innovationen, nicht mit Verboten. In der BamS erklärt unser 
Vorsitzender, Alexander Dobrindt, wie man Leidenschaft für Ökologie, gesunde 
Ernährung und Klimaschutz entfacht. 
 

 
 

 
 
Herr Dobrindt, neuerdings trinken Sie Smoothies statt Cola und essen öfter mal 
vegetarisch. Was ist passiert? 
 
Öko muss Spaß machen. Dazu gehören Innovationen auch bei Lebensmitteln. Mehr 
Nachhaltigkeit gelingt mit Innovationen, nicht mit Verboten. Nur spannende neue 
Produkte, die die Menschen begeistern, werden auch angenommen. 
 
Gibt es bei Ihnen bald nur noch Tofu-Weißwürste? 
 
Jeder soll essen dürfen, was er möchte. Fleisch ist gesund. Aber wenn wir wollen, dass 
eine Mehrheit ab und zu auch mal zu einer Alternative greift, kann es eben gerade nicht 
die Tofu-Weißwurst sein, die nicht hält, was sie verspricht. Ich war gerade erst im Silicon 
Valley bei einem Unternehmen, das Burger auf pflanzlicher Basis herstellt. Die sehen nicht 
nur aus wie Fleisch, die fühlen sich auch so an und schmecken genau so, sind aber 
komplett vegetarisch. Das ist ein wirklich starkes Produkt, das Spaß macht und eine echte 
Herausforderung angeht.  
 

© picture alliance/Kay Nietfeld/dpa 
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Denn angesichts der wachsenden Weltbevölkerung müssen wir uns natürlich auch über 
Alternativen zum Fleisch Gedanken machen, mit denen wir große Mengen an CO2 und 
Wasser einsparen. 
 
Sind Sie jetzt etwa auch für einen Veggie-Day? 
 
Nein, auf gar keinen Fall. Wenn wir Ökologie weiter in die Breite tragen wollen, muss das 
Thema raus aus der grünen Verbotsecke. Wir müssen den Menschen Lust auf innovative 
Produkte machen, statt Veggie Days anzuordnen oder Verbote zu verhängen. Das gilt 
übrigens nicht nur bei der Ernährung, sondern auch in den Bereich Elektromobilität oder 
Energieversorgung. Öko muss mehr Schwarzenegger sein und weniger Hofreiter. 
 
Ihr Parteichef Markus Söder sagt neuerdings, die CSU müsse nicht nur christlich und 
sozial sein, sondern auch ökologisch. Wie Grün wird die weiß-blaue Partei? 
 
Markus Söder hat Recht, wir müssen auch wieder mehr über Ökologie sprechen. Die 
Bewahrung der Schöpfung und der Naturschutz sind geradezu der Kern einer christlichen, 
bürgerlichen Politik. Aber wir ergrünen nicht, das würde bedeuten, dass wir die Ideologie 
vor die Vernunft stellen. Die ökologische Weiterentwicklung der Energieversorgung und 
der Wirtschaft treibt die CSU stark voran. Im vergangenen Jahr kamen damit zum ersten 
Mal über 40 Prozent unseres Stroms aus erneuerbaren Energiequellen. Ein Ziel, das man 
früher erreicht hat als vorgesehen – durch gezielte Innovationspolitik. 
 
Geht es Ihnen in Wahrheit nicht darum, die 170 000 CSU-Wähler, die bei der 
Landtagswahl zu den Grünen abgewandert sind, zurückzugewinnen? 
 
Es geht um deutlich mehr: Wenn wir unseren Wohlstand erhalten wollen, müssen wir 
ökologisch noch innovativer werden. Das geht aber nur mit der Wirtschaft als Partner, nicht 
als Gegner, wie es die Grünen tun. Wer Ökologie und Ökonomie gegeneinander ausspielt, 
kann am Ende nur eines von beidem haben – wenn überhaupt. Damit verbunden ist für 
mich die klare Erwartung an die Wirtschaft, dass sie den Öko-Trend in der Gesellschaft 
erkennt und umsetzt. Deutschland hat das Potenzial, seine Vorreiterrolle beim 
Klimaschutz zu einem Innovationssiegel für Ökologie, Natur- und Klimaschutz 
auszubauen und als Vorteil im internationalen Wettbewerb zu nutzen. Diese Chance 
sollten wir ergreifen. 
 
FDP-Chef Lindner sagt, beim Klimaschutz müssten Profis ran. Was sagen Sie? 
 
Total falsch. Beim Klimaschutz geht es nicht nur um Zahlen, sondern auch um Emotionen. 
Deshalb ist Klimaschutz kein Thema ausschließlich für Mathematiker und Eliten, sondern 
für alle Teile der Gesellschaft. 
 
 
 
 



 

  
 

8  Brehm in Berlin  28. März 2019                                                                                                             
 

SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 
 
Was halten Sie von den Schülerprotesten? 
 
Ich finde es gut, wenn eine Generation laut auf ihre Bedürfnisse aufmerksam macht. Das 
kann auch mal an einem Freitagvormittag sein.  
 
Zur Bildung gehört schließlich auch ökologische Bildung. Wenn die Demos aber zur 
Dauereinrichtung werden, sollten sie besser am Freitagnachmittag stattfinden. 
 
Der Erfolg des Volksbegehrens „Rettet die Bienen“ in Bayern hat die CSU kalt erwischt. 
Wie groß ist Ihr Nachholbedarf bei Umweltthemen? 
 
Die CSU schützt die Bienen, aber auch die Bauern. Nur wenn es beiden gut geht, können 
wir eine nachhaltige Landwirtschaft und natürlich Lebensgrundlagen sicherstellen. In 
diesem Geist wollen wir mit den Bürgerinitiativen und den Landwirten 
zusammenarbeiten. 
 
Sie haben in Kalifornien auch Ex-Gouverneur Arnold Schwarzenegger getroffen. Was 
kann Deutschland vom Terminator lernen? 
 
Arnold Schwarzenegger ist eine starke bürgerliche Stimme für mehr Nachhaltigkeit. Er hat 
Kalifornien zum Maßstab in Sachen Umwelt- und Naturschutz gemacht und gezeigt, wie 
man Ökonomie und Ökologie zusammenbringt. 
 
Auf kalifornischen Highways gilt zum Beispiel ein striktes Tempolimit. 
 
Das hat andere Gründe. Fakt ist: Ein generelles Tempolimit auf Autobahnen trägt so gut 
wie gar nicht zur CO2-Reduzierung bei, bedeutet aber eine Beschränkung von Wirtschaft 
und Freiheit. Das ist Ideologie statt Ökologie. Viel sinnvoller ist die Entwicklung 
innovativer Antriebstechnologien. 
 
Sie haben als Verkehrsminister vergeblich versucht, dem E-Auto zum Durchbruch zu 
verhelfen. Wann wird "Made in Germany" grün? 
 
Stimmt nicht. Ich habe den Ausbau der Ladeinfrastruktur auf allen Autobahnen 
durchgesetzt, das E-Kennzeichen und damit die rechtlichen Grundlagen für Elektro- und 
Hybridfahrzeuge geschaffen und die steuerliche Privilegierung für die E-Dienstfahrzeuge 
verhandelt, die gerade jetzt für das Steigen der Verkaufszahlen mitverantwortlich ist. Jetzt 
müssen wir mit alternativen Antrieben unsere technologische Vorreiterschaft im 
Automobilsektor behaupten. Wir brauchen Lust auf Ökologie. Da ist in der Vergangenheit 
von der Auto-Industrie einiges verschlafen worden. Die Aufholjagd muss beginnen. 
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Warum hat ausgerechnet der kalifornische Autobauer Tesla den Elektroantrieb zum 
Weltschlager gemacht? 
 
Da ist das Marketing besser als das Produkt. In Deutschland ist es - gerade bei ökologischen 
Themen - oft umgekehrt. 
 
Bei der CDU und den Grünen trauern viele einer Jamaika-Koalition nach. Sie auch? 
 
Das Scheitern von Jamaika war ein Ergebnis der Debatten der damaligen Zeit. Heute 
würden alle Beteiligten möglicherweise zu einem anderen Ergebnis kommen. Und es ist 
nicht auszuschließen, dass sich diese Frage auch irgendwann einmal wieder stellt. 
 
Also wäre Jamaika eine Option, wenn die SPD die Groko verlässt? 
 
Das ist eine unnötige Gespensterdebatte, die von der SPD losgetreten wurde. Mein Rat an 
die SPD lautet: Raus aus der Sinnkrise, zurück in den Regierungsmodus. Die CSU 
jedenfalls hat den festen Willen, bis 2021 in dieser Koalition erfolgreich zu regieren. 
 
SPD-Finanzminister Olaf Scholz sagt, die fetten Jahre sind vorbei. Wo muss gespart 
werden? 
 
Solche Aussagen sind brandgefährlich und das falsche Signal bei einer sich 
abschwächenden Wirtschaftslage. Gerade jetzt muss Politik gezielt Wachstumsimpulse 
setzen. Die SPD fordert stattdessen weitere Umverteilungsmaßnahmen. Wir brauchen aber 
keine Sozialstaatsdebatte, sondern eine Wachstumsdebatte. Ein starker Sozialstaat ist 
dauerhaft nur leistbar, wenn es eine hohe Zahl von Beschäftigten und eine wachsende 
Wirtschaft gibt. Jetzt ist die Stunde der Wirtschaftskompetenz. 
 
In der GroKo wird um Geld für den Haushalt 2020 gestritten. Wo muss aus Ihrer Sicht 
nachverhandelt werden? 
 
Der Haushalt 2020 braucht Investitionen – in die Innovationen, in die Infrastruktur, in die 
Digitalisierung, in die Verteidigung. Das haben wir als CSU deutlich eingefordert. Wir 
müssen jetzt gezielt Impulse setzen, um die Konjunktur wieder zu dynamisieren. Dazu 
gehört auch der weitere Ausbau der Gigabit-Netze und des Mobilfunks, insbesondere in 
den weißen Flecken. Da, wo der Markt nicht funktioniert, müssen wir das staatlich 
anpacken mit einer neuen Infrastrukturgesellschaft Mobilfunk, die Funkmasten errichtet. 
Außerdem müssen wir in Deutschland Innovationsführerschaft übernehmen bei 
Zukunftstechnologien wie der künstlichen Intelligenz. Auch diese Aufgabe muss sich im 
Haushalt abbilden. Mit dem Vorschlag der SPD, bei der Grundrente keine 
Bedürftigkeitsprüfung durchzuführen, würden wir zukünftig zusätzlich zehnmal so viel 
Geld in neue Sozialausgaben stecken wie in die Forschung an künstlicher Intelligenz. Das 
wäre keine Politik, die unseren Wohlstand für die Zukunft sichert. 
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Abgewickelt und eingestellt wird das einstige Zukunftsprojekt Airbus A380. War das eine 
richtige Entscheidung? 
 
Die Gründung von Airbus war einer der mutigsten Schritte unserer Wirtschaftsgeschichte. 
Damals ging es darum, das Unmögliche möglich zu machen, ein wirtschaftspolitisches 
Leuchtturmprojekt zu starten und erfolgreich in den internationalen Wettbewerb einer 
Zukunftsbranche einzusteigen. Heute erleben wir im Flugverkehr ein Rekordwachstum. 
Damit gibt es Bedarf für große Passagierflugzeuge. Wenn der A380 trotzdem am Markt nicht 
zündet, dann wäre die richtige Antwort, das Flugzeug besser, noch moderner und 
ökologischer zu machen, um Akzeptanz herzustellen, anstatt es vom Markt zu nehmen. 
Das muss unser Anspruch sein in Europa. Ich bedauere die Entscheidung von Airbus 
ausdrücklich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


